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Änderungen des Außenwirtschaftsgesetzes 2026 – verschärfte Regelungen 
 
A) Anpassung des Außenwirtschaftsgesetzes 
B) Meldepflichten nach AWG und AWV 
C) Handlungsempfehlungen 
 
Seit dem 06.02.2026 gilt ein „neues“ Außenwirtschaftsgesetz in Deutschland. Die Verschär-
fungen des Gesetzes betreffen eine Vielzahl von Unternehmen. 

A) Anpassung des Außenwirtschaftsgesetzes  

Der Unionsgesetzgeber hat mit der Richtlinie (EU) 2024/1226 erstmals verbindliche Mindest-
vorgaben für die strafrechtliche Ahndung von Verstößen gegen EU-Sanktionen geschaffen, 
die der deutsche Gesetzgeber übernommen hat und an einigen Stellen sogar über die Min-
destvorgaben hinausgegangen ist. Ziel ist eine einheitlichere Durchsetzung in den Mitglied-
staaten und mehr Abschreckung.   

Die Neuregelungen und Änderungen im deutschen Außenwirtschaftsgesetz (AWG) und in 
der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) führen zu erheblichen Verschärfungen der straf-
rechtlichen Sanktionen bei Verstößen gegen die Sanktionsmaßnahmen der EU. Im Wesentli-
chen handelt es sich um folgende Neuerungen: 

• Schaffung neuer Straftatbestände.  

• Ergänzung von Straftatbeständen. 

• Zahlreiche bislang nur bußgeldbewehrte Verstöße werden unter Strafe gestellt.  

• Strafbarkeit bereits bei Leichtfertigkeit für Dual-Use-Güter. 

• Meldepflicht für Jedermann und Wegfall der Selbstanzeige. 

• Wegfall der Karenzeit von zwei Tagen für Meldungen. 

• Deutliche Anhebung der Bußgelder auf bis zu 40 Mio. EUR. 

I) Erstmalige Sanktionierung 

Gemäß des neu eingefügten § 18 Abs. 1 Nr.3 lit. a, b AWG sind Handlungen, die die Verschlei-
erung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen bezwecken, nunmehr strafbar.  

Erstmals wird die sanktionswidrige Vergabe oder Fortführung öffentlicher Aufträge an einen 
Drittstatt oder einer seiner Organisationen oder Einrichtungen unter Strafe gestellt. 

II) Ergänzungen von Straftatbeständen 

Die Erbringung von Finanzdienstleistungen und sonstige Verbote im Bereich des Finanzsek-
tors werden nun umfassend unter Strafe gestellt (§ 18 Abs. 1 lit. c AWG). Finanzdienstleistun-
gen waren bereits nach der bisherigen Fassung des AWG strafbewehrt. Etwaige Strafbarkeits-
lücken für sonstige sanktionierte Handlungen im Finanzsektor wurden jetzt geschlossen. 

III) Ordnungswidrigkeiten werden zu Straftatbeständen 

Zahlreiche Verhaltensweisen, die bisher in der AWV als Ordnungswidrigkeiten geahndet wur-
den, sind nun in § 18 AWG als Straftaten erfasst. 

Dazu gehören sektorale Transaktionsverbote wie zum Beispiel der Abschluss oder die Fort-
führung eines Miet- und Pachtvertrags oder einer sonstigen Transaktion (§ 18 Abs. 1 lit. e 
AWG). Die Norm ist ausdrücklich auf Verbote von Transaktionen mit staatlichen Stellen (z.B. 
dem Drittstaat oder einer seiner Organisationen oder Einrichtungen) beschränkt. Es schließt 
damit auch das Transaktionsverbot bezüglich russischer regierungsnaher Einrichtungen ein. 
Weiterhin gehören Investitionsverbote (§ 18 Abs. 1 lit. g AWG) dazu.  

Zu Dual-Use-Gütern siehe unten IV und zur Meldepflicht siehe unten V und B). 
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IV) Strafbarkeit bereits bei Leichtfertigkeit für Dual-Use-Güter  

Mit § 18 Abs. 8a AWG wird bei Verstößen im Bereich der Dual-Use-Güter eine Strafbarkeit 
bereits für leichtfertiges Handeln eingeführt, also für grob fahrlässige Verstöße. Als Dual-Use-
Güter (Güter mit doppeltem Verwendungszweck) werden Produkte, Software und Technolo-
gien bezeichnet, die für zivile Zwecke entwickelt wurden, aber auch militärisch oder zur Ent-
wicklung von Massenvernichtungswaffen genutzt werden können. Aufgrund dieses Miss-
brauchspotenzials unterliegen sie strengen internationalen Exportkontrollen. Das ist eine er-
hebliche Erweiterung. Wer sich nicht ausreichend um die Klassifizierung seiner Waren geküm-
mert hat, kann zukünftig nicht mehr argumentieren, von einem Verstoß nichts gewusst zu ha-
ben, wenn die Unkenntnis auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

V) Meldepflicht für Jedermann und kein Weg mehr zur Selbstanzeige  

Die Meldepflicht gilt nicht mehr nur für Banken. § 18 Abs. 5a AWG führt eine strafbewehrte 
Meldepflicht ein, die grundsätzlich jeden trifft, der von einem Sanktionsverstoß Kenntnis er-
langt (Meldepflicht für Jedermann).  

Parallel dazu wurde die bisher in § 18 Abs. 13 AWG alte Fassung (a.F.) vorgesehene strafbe-
freiende Selbstanzeige abgeschafft. Wer einen Verstoß begeht und ihn anschließend meldet, 
ist nicht mehr automatisch straffrei gestellt. 

VI) Wegfall der Karrenzeit von zwei Tagen 

Nach alter Rechtslage wurde nicht bestraft, wer eine Handlung, die einen Verstoß begründet, 
bis zum Ablauf des zweiten Werktags nach Veröffentlichung der Sanktion begeht und von dem 
Verbot oder Genehmigungserfordernis zum Tatzeitpunkt keine Kenntnis hat.  

Diese Karenzzeit von zwei Tagen ist weggefallen. Unternehmen müssen neue Sanktionslisten 
ab dem Moment beachten, in dem sie veröffentlicht werden. Eine enge Ausnahme für huma-
nitäre Hilfe bleibt bestehen.  

VII) Höhere Bußgelder für Unternehmen und Betriebsinhaber 

Es erfolgte eine erhebliche Anhebung der Obergrenze der Unternehmensgeldbuße für vor-
sätzliche Straftaten auf bis zu 40 Mio. EUR. Nach alter Rechtslage lag die Obergrenze für 
Bußgelder bei 10 Mio. Euro.  

B) Meldepflichten nach AWG und AWV 

Die AWV regelt statistisch den Kapitalfluss zwischen Deutschland und dem Ausland. Die 
AWV-Meldung ist keine Steuer und keine zusätzliche Abgabe. Sie dient ausschließlich statis-
tischen Zwecken der Deutschen Bundesbank. 

Nach dem AWG und der AWV sind grenzüberschreitende Zahlungen und bestimmte geschäft-
liche Transaktionen meldepflichtig. Die Meldungen erfolgen direkt an die Deutsche Bundes-
bank. Die zentralen Vorgaben stellen sich wie folgt dar. 

I) Meldeschwelle (bereits seit 2025) 

Bereits ab 2025 wurden die Meldeschwellen angehoben, um insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen sowie private Haushalte zu entlasten. Für grenzüberschreitende Zahlungen 
(z.B. Überweisungen ins Ausland oder Einnahmen aus dem Ausland) gilt eine Meldefreigrenze 
von 50.000 EUR (vorher 12.500 EUR) (§ 67 AWV). Für Geldinstitute gelten gesonderte Vor-
gaben. 

Für inländische Unternehmen wird die Meldeschwelle für Bestandsmeldungen über Forderun-
gen und Verbindlichkeiten auf 6 Millionen Euro angehoben (§ 66 AWV). 
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Die Meldeschwelle der Bestandsmeldungen zu Vermögen von Inländern im Ausland bzw. von 
Ausländern im Inland wird auf 6 Millionen Euro angehoben (§ 64 f. AWV).  

II) Fristen 

Um die Einhaltung der Meldefristen zu vereinfachen, wurden die Meldetermine 2025 verein-
heitlicht und auf Werktage umgestellt. Unter anderem gilt das Folgende. 

Transaktionsmeldungen (§ 67 AWV) müssen grundsätzlich bis zum siebten Werktag des Fol-
gemonats bei der Bundesbank eingehen.  

Meldungen über Forderungen und Verbindlichkeiten (§ 66 AWV) müssen grundsätzlich bis 
zum zehnten Werktag des Folgemonats bei der Bundesbank eingehen. 

Einreichungen der Meldungen von Vermögen von Inländern im Ausland (§ 64 AWV) haben 
einmal jährlich, spätestens bis zum letzten Werktag des sechsten Monats, der auf den Bilanz-
stichtag folgt zu erfolgen. Falls der Meldepflichtige nicht bilanziert, gilt der letzte Werktag des 
sechsten auf den 31. Dezember folgenden Monats. 

Einreichungen der Meldungen von Vermögen von Ausländern im Inland (§ 65 AWV) haben 
einmal jährlich spätestens bis zum letzten Werktag des sechsten auf den Bilanzstichtag des 
Meldepflichtigen folgenden Monats zu erfolgen.  

III) Meldepflichtige Person (Jedermannsmeldung) 

Die Pflicht gilt sowohl für Unternehmen als auch für Privatpersonen. Die Hausbank über-
nimmt diese Meldung in der Regel nicht für Sie.  

IV) Form der Meldung 

Die Meldung erfolgt elektronisch über das Meldeportal der Deutschen Bundesbank (§ 72 
AWV). Privatpersonen können Zahlungen alternativ auch telefonisch bei ihrer zuständigen 
Bundesbank-Filiale melden. 

C) Handlungsempfehlung 

Die Reform des AWG ändert nichts an den zu berücksichtigenden EU-Sanktionsvorschriften 
selbst. Sie verschärft jedoch die Konsequenzen bei Verstößen erheblich. Betroffenen Unter-
nehmen sollten daher ihre bestehenden Compliance- und Kontrollsysteme zeitnah überprüfen 
und bei Bedarf anpassen, um potenzielle Risiken frühzeitig zu identifizieren sowie empfindliche 
Bußgelder oder strafrechtliche Sanktionen zu vermeiden. 

Eine besondere Herausforderung stellt der Wegfall der zweitägigen Karenzfrist dar. Der Weg-
fall der bislang vorgesehenen zweitägigen Karenzfrist erfordert, dass die Überprüfung von 
Sanktionslisteneinträgen und neuen Embargoregelungen unmittelbar nach deren Veröffentli-
chung im EU-Amtsblatt erfolgt und entsprechende Anpassungen in den Geschäftsabläufen 
unverzüglich vorgenommen werden.  

Besonders vorsichtig sollten Unternehmen mit Tochterunternehmen in Embargoländern wie 
beispielsweise Russland sein. Verstößt die Tochtergesellschaft gegen eine (für sich in ihrem 
Land nicht geltende) EU-Sanktion, kann dies der europäischen Muttergesellschaft zugerech-
net werden. Wenn der Verdacht entsteht, dass die Tochtergesellschaft genutzt wird, um Sank-
tionen zu umgehen oder zu verschleiern, kann nach den neuen Vorgaben ein besonders 
schwerer Fall angenommen werden, für den Freiheitsstrafen von bis zu zehn Jahren drohen 

Eine Endverbleibserklärungen des Empfängers kann dazu beitragen das Risiko für Unterneh-
men, die Güter in Drittländer exportieren, abzuschwächen. 

Bei der Ausfuhr bestimmter Güter sollte zwingend eine „No-Russia“ bzw. „No Belarus“-Klausel 
in den Vertrag aufgenommen werden. 
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Eine rechtlich und steuerlich fundierte Beratung zum Außensteuergesetz ist heute wichtiger 
denn je. Gerne sind wir Ihnen dabei behilflich. Sprechen Sie uns an.  

 

Ihr Ansprechpartner: 
 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Rechtsanwalt 
Lothar Boelsen 

▪ Mail: lb@sk-berater.com 

 

Kontakt 

 
Frankfurt am Main  

▪ Mail: frankfurt@sk-berater.com 
▪ Tel: + 49 69 971 231-0 

  
Dresden 

▪ Mail: dresden@sk-berater.com 
▪ Tel: +49 351 254 77-0 
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